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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 
der  Frau 
 

 
 

Beschwerdeführerin, 
 
hat die 1. Kammer des  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 22. März 2022 

 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b ,  

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h und 

den Richter Dr. R ö h l  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 

Der Rechtsbehelf der Beschwerdeführerin wird als un-
zulässig zurückgewiesen. 

 
 

G r ü n d e : 

 

Der gegen den Beschluss der 1. Kammer des Verfassungsgerichtshofs für das Land 

Nordrhein-Westfalen vom 7. Dezember 2021 eingelegte Rechtsbehelf wird unter Mit-

wirkung der im Rubrum genannten Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs als unzu-

lässig zurückgewiesen. 
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1. Sollten, was aus den zahlreichen Schreiben nicht eindeutig hervorgeht, die Ausfüh-

rungen der Beschwerdeführerin dahin zu verstehen sein, dass sie die Mitglieder der 

1. Kammer, die den beanstandeten Beschluss vom 7. Dezember 2021 gefasst haben, 

wegen Besorgnis der Befangenheit ablehnt, wäre dieses Ablehnungsgesuch unzuläs-

sig. 

 
Bei offensichtlicher Unzulässigkeit bedarf es keiner dienstlichen Stellungnahme der 

abgelehnten Richter nach § 15 Abs. 2 Satz 2 VerfGHG, die auch bei der Entscheidung 

über das offensichtlich unzulässige Ablehnungsgesuch nicht ausgeschlossen sind 

(vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 18. Mai 2021 – VerfGH 195/20.VB-2, juris, Rn. 8, 

m. w. N.). 

 

Das Vorbringen der Beschwerdeführerin wäre zur Begründung der Besorgnis der Be-

fangenheit gänzlich ungeeignet und deshalb unzulässig. Es erschöpft sich in der für 

ein Ablehnungsgesuch unzureichenden Beanstandung, die Richter hätten an einer   

vorausgegangenen und der Beschwerdeführerin missfallenden Gerichtsentscheidung 

mitgewirkt, ohne dass konkrete Anhaltspunkte vorgebracht werden, die bei einer ob-

jektiven und vernünftigen Betrachtung auf eine Befangenheit in dem nachfolgenden 

Verfahren hindeuten könnten (vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 18. Mai 2021                   

– VerfGH 195/20.VB-2, juris, Rn. 8 f., m. w. N.). Das Vorbringen erschöpft sich inso-

weit im Wesentlichen in einer nicht nachvollziehbaren Behauptung strafbaren Verhal-

tens und Bemerkungen über die Richter der 1. Kammer. 

 

2. Soweit sich die Beschwerdeführerin gegen den Beschluss der Kammer vom 7. De-

zember 2021 wendet, hat dies ebenfalls keinen Erfolg.  

 

Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs sind grundsätzlich nicht anfechtbar. Ge-

setzlich vorgesehen sind Rechtsbehelfe, die auf die Selbstkontrolle eigener Entschei-

dungen durch den Verfassungsgerichtshof zielen, nur in den Fällen der Wiederauf-

nahme nach § 30 VerfGHG und des Widerspruchs gegen die Ablehnung oder den Er-

lass einstweiliger Anordnungen in § 27 Abs. 3 VerfGHG. Hier liegt weder eine einst-

weilige Anordnung vor noch sind Wiederaufnahmegründe im Sinne des § 30 VerfGHG 

gegeben. Darüber hinaus gehende Möglichkeiten der Abänderung eigener Entschei-

dungen durch den Verfassungsgerichtshof hat der Gesetzgeber nicht geschaffen. Für 
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sie besteht auch grundsätzlich kein Anlass. Nach der Entscheidung über die Verfas-

sungsbeschwerde besteht vielmehr ein erhebliches Interesse an einer endgültigen Be-

endigung des Verfahrens, das der Zulässigkeit weiterer gesetzlich nicht geregelter 

Rechtsbehelfe grundsätzlich entgegen steht (vgl. zum Ganzen VerfGH NRW, Be-

schluss vom 15. Oktober 2021 – VerfGH 92/21.VB-2, NVwZ-RR 2022, 85 = juris, 

Rn. 4, m. w. N.). 

 

Ob hiervon abweichend die Gegenvorstellung in besonders gelagerten Ausnahme-

konstellationen zur Vermeidung groben prozessualen Unrechts beziehungsweise die 

Anhörungsrüge bei der Geltendmachung von Verletzungen des verfassungsrechtli-

chen Anspruchs auf rechtliches Gehör in Betracht kommen können (vgl. hierzu VerfGH 

NRW, Beschluss vom 15. Oktober 2021 – VerfGH 92/21.VB-2, NVwZ-RR 2022, 85 = 

juris, Rn. 5), kann hier offen bleiben, weil entscheidungserhebliche Gehörsverletzun-

gen oder sonstige Verletzungen des Prozessrechts weder dargelegt noch sonst er-

sichtlich sind. 

 

3. Die von der Beschwerdeführerin überdies begehrte Weiterleitung der Gerichtsakte 

an den Landtag Nordrhein-Westfalen kommt nicht in Betracht. 

 

4. Die Beschwerdeführerin wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass in dieser Sache 

keine weiteren Beschlüsse des Verfassungsgerichtshofs ergehen und Eingaben in die-

ser Angelegenheit auch nicht mehr beantwortet werden. 

 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Heusch Dr. Röhl 
 


